
Volksinitiative zum Schutz des Wassers  
Wir, die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner, fordern den Landtag nach Artikel 48 Absatz 1 der Verfassung des
Landes Schleswig-Holstein auf,  das umseitig und unter www.vi-wasser.de abgedruckte Gesetz zur Änderung des
Landeswassergesetzes und des Landesverwaltungsgesetzes des Landes Schleswig-Holstein zu beschließen. Dieses
umfasst insbesondere ein Verbot von Fracking in Schleswig-Holstein, die Haftung von Unternehmen für Schäden
und eine Einschränkung der Geheimhaltung ihrer Anträge und Vorhaben.

Mehrfacheintragungen sowie unleserliche, unvollständige oder fehlerhafte Eintragungen und Eintragungen, die einen Zusatz oder Vorbehalt enthalten, sind
ungültig.  Mit  meiner  Unterschrift  bin  ich  damit  einverstanden,  dass  meine  nachstehend  aufgeführten  persönlichen  Daten  nur  zum  Zwecke  der

Durchführung der Volksinitiative verarbeitet werden. Nur für Wahlberechtigte aus Schleswig-Holstein!

Name Vorname Geburts-
datum

PLZ, Wohnort Straße, Hausnummer Unterschrift Datum

Unterschriftenliste schnellstmöglich zurück an: Volksinitiative zum Schutz des Wassers, c/o Dr. Reinhard Knof, Am Holm 17, 24326 Nehmten.

Eine Initiative von: www.vi-wasser.de 

http://www.vi-wasser.de/


Volksinitiative zum Schutz des Wassers  
Gesetz  zur  Änderung  des  Landeswassergesetzes  und  des
Landesverwaltungsgesetzes des Landes Schleswig-Holstein
Artikel 1 Änderung des Landeswassergesetzes

Das Wassergesetz des Landes Schleswig-Holstein (Landeswassergesetz) in der 
Fassung vom 11. Februar 2008 (GVOBl. 2008, 91), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
01.08.2016 (GVOBl. 2016, 680), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Dieses Gesetz gilt für folgende Gewässer:

1.   oberirdische Gewässer,

2.   Küstengewässer,

3.   Grundwasser, unabhängig vom Gehalt an löslichen Bestandteilen, und für das 
nicht aus Quellen wild abfließende Wasser. 

Es gilt auch für Teile dieser Gewässer.“

2. Die Überschrift von § 7 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 7 Erdaufschlüsse (abweichend von den §§ 8, 9 und 12 WHG, zu § 49 Abs. 1 Satz 1 
WHG)“

3. Nach § 7 Absatz 1 werden die folgenden Absätze eingefügt:

„(2) Wer Erdarbeiten oder Bohrungen vornimmt, ist für dadurch verursachte 
nachteilige qualitative und quantitative Veränderungen eines Gewässers sowie 
dadurch verursachte Schäden verantwortlich.

(3) Die Wasserbehörde hat die Arbeiten zu untersagen und die Einstellung 
begonnener Arbeiten anzuordnen, wenn eine Verunreinigung oder nachteilige 
quantitative Veränderung von Gewässern zu besorgen oder eingetreten ist und die 
Schäden nicht durch Inhalts- und Nebenbestimmungen verhütet, beseitigt oder 
ausgeglichen werden können. Die Wasserbehörde kann die Wiederherstellung des 
früheren Zustands verlangen, wenn Rücksichten auf den Wasserhaushalt dies 
erfordern.

(4) Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwasser haben der Vorhabenträger 
sowie der mit den Arbeiten Beauftragte der Wasserbehörde unverzüglich 
mitzuteilen. Die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, sind einstweilen 
einzustellen. Die Wasserbehörde trifft die erforderlichen Anordnungen.“

4. Der bisherige Absatz 2 wird zu Absatz 5.

5. Nach § 7 wird der folgende § 7a eingefügt:

„§ 7a Verbot von Fracking (abweichend von § 13a WHG)

Eine Erlaubnis für eine Gewässerbenutzung nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 des 
Wasserhaushaltsgesetzes ist zu versagen, wenn Gestein zur Aufsuchung oder 
Gewinnung von Erdgas oder Erdöl aufgebrochen werden soll. Für die übrigen Fälle 
des § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 bleibt § 13a des Wasserhaushaltsgesetzes 
unberührt.“

Artikel 2 Änderung des Landesverwaltungsgesetzes

Dem § 88a des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein 
(Landesverwaltungsgesetz - LVwG -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 
1992 (GVOBl. 1992, 243, 534), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.07.2016 

(GVOBl. 2016, 659), wird der folgende Satz angefügt:

„Dies gilt nicht, wenn das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe überwiegt.“

Begründung:

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 Landeswassergesetz): Es wird klar gestellt, dass auch tiefes 
Grundwasser – unabhängig von seiner Qualität (z.B. „Sole“) und Verbindung mit 
anderem Grundwasser – Grundwasser im Sinne des Wasserrechts ist. Auch wenn 
Tiefenwasser keine ohne Weiteres nutzbare Qualität aufweist, kann es doch für 
zukünftige Nutzungen in Betracht kommen und darf nicht – beispielsweise durch 
Verpressung giftiger Rückstände – beeinträchtigt werden.

Zu Artikel 1 Nrn. 2-4 (§ 7 Landeswassergesetz): Diese Änderungen sind in Anlehnung 
an § 43 des Wassergesetzes des Landes Baden-Württemberg formuliert. Bisher fehlen 
im Landeswassergesetz SH entsprechende Regelungen zum Schutz des Wassers.

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 7a Landeswassergesetz): Während der Bund Fracking nur in 
Schiefer-, Ton- oder Mergelgestein oder Kohleflözgestein generell verbietet, soll in 
Schleswig-Holstein Fracking wegen der damit verbundenen Risiken für Mensch, 
Umwelt und Eigentum landesweit verboten werden.

Ein Verbot nur für Schutzgebiete genügt nicht. Verbreitet wird Wasser außerhalb von 
Schutzgebieten gewonnen oder vermischen sich Wasserreservoirs unterirdisch. 
Grundwasser orientiert sich nicht an oberflächlichen Begrenzungslinien z.B. eines 
Wasserschutzgebietes. Selbst wo gegenwärtig noch keine Wassergewinnung erfolgt, 
kann zukünftig ein entsprechendes Bedürfnis entstehen.

Das mit dem Landesentwicklungsplan bereits angestrebte landesweite Fracking-Verbot
ist nach Einschätzung des Wissenschaftlichen Dienstes des Landtags nicht 
rechtssicher und deshalb nicht ausreichend.

Die Gesetzgebungskompetenz des Landes ergibt sich aus Artikel 72 Absatz 3 Nummer
5 des Grundgesetzes. Das Verbot des Aufbrechens von Gestein bezieht sich nicht auf 
bestimmte Stoffe oder Anlagen, sondern ist als verhaltensbezogene Regelung 
einzuordnen. 

Zu Artikel 2 (§ 88a Landesverwaltungsgesetz): Bisher werden die Pläne von Erdöl-
konzernen vielfach der Öffentlichkeit vorenthalten, um „Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse“ der Unternehmen zu schützen. Die Gesetzesänderung schafft 
die eindeutige Grundlage dafür, dass Behörden in Fällen überwiegender öffentlicher 
Interessen auch Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse veröffentlichen können. In Artikel
53 der Landesverfassung und § 10 des Informationszugangsgesetzes findet sich eine 
vergleichbare Regelung, so dass eine Angleichung der Gesetzesvorschriften angezeigt
ist.

Eine Veröffentlichung von Antragsunterlagen ermöglicht zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, Stellung zu Anträgen zu nehmen und der zuständigen Behörde damit 
möglicherweise verbundene Probleme aufzuzeigen. Beispielsweise ist die Kenntnis der
in Arbeitsplänen genannten Gesteinsschichten erforderlich, um beurteilen zu können, 
ob solche Vorkommen nur unter Anwendung des Fracking-Verfahrens ausgebeutet 
werden können oder nicht.


